
4. Satzung zur Änderung der 
HAUPTSATZUNG 

der Verbandsgemeinde Selters 
vom 29.03.2022 

 
 
 

Der Verbandsgemeinderat hat auf Grund der §§ 24 und 25 Gemeindeordnung 
(GemO), der §§ 7 und 8 der Landesverordnung zur Durchführung der 
Gemeindeordnung (GemODVO) und des Landesgesetzes über den Brandschutz, die 
Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz § 13 Abs. 8 (LBKG) die folgende 
Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 
 
 

Artikel I 
 

Die Hauptsatzung der Verbandsgemeinde Selters vom 15.07.2014 wird wie folgt 
geändert: 
 
§ 8 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 
 
Ehrenamtliche Feuerwehrangehörige haben Anspruch auf Zahlung einer 
Aufwandsentschädigung, wenn sie zu Einsätzen herangezogen werden, bei denen auf 
Grund des § 36 des Landesgesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und 
den Katastrophenschutz (LBKG) Kostenersatz zu leisten ist. Die 
Aufwandsentschädigung ergibt sich aus dem Produkt des maßgebenden 
Stundensatzes und der tatsächlichen Stundenzahl, zu der der Feuerwehrangehörige 
für den Einsatz gemäß Satz 1 herangezogen wurde. Der Stundensatz beträgt 10,00 
Euro. 
 
 

Artikel II 
Inkrafttreten 

 
 

Die Satzung zur Änderung der Hauptsatzung tritt am 01.07.2022 in Kraft. 
 
 
56242 Selters, den 29.03.2022 
 
 
 
 
Klaus Müller     (Dienstsiegel) 
Bürgermeister 
 
  



 
 
Hinweis gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO): 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften der Gemeindeordnung (GemO) oder auf Grund dieses 
Gesetzes zustande gekommen sind, ein Jahr nach der Bekanntmachung als von 
Anfang an gültig zustande gekommen gelten. 
 
Dies gilt nicht, wenn 
 

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, 
die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden 
sind, oder 

 
2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den 

Beschluss beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder 
Formvorschriften gegenüber der Gemeindeverwaltung unter 
Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, 
schriftlich geltend gemacht hat. 

 
Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach  
Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
 
 


